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Offenes Verfahren VgV: RBS VgV 002-2024 
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wasser/O.L.  

Unterauftragnehmer 
 

Verzeichnis der Unterauftragnehmerleistungen 
     -   wenn vorgesehen  - 

 
 
Zur Ausführung der nachfolgend genannten Teilleistungen sind Unterauftragnehmer vorgesehen. 
 
 
Unterauftragnehmer Nr. ____ 
 

Beschreibung der Teilleistungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unterauftragnehmer Nr. ____ 
 

Beschreibung der Teilleistungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unterauftragnehmer Nr. ____ 
 

Beschreibung der Teilleistungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unterauftragnehmer Nr. ____ 
 

Beschreibung der Teilleistungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unterauftragnehmer Nr. ____ 
 

Beschreibung der Teilleistungen 
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Teilleistungen 

Verpflichtungserklärung für Teilleistungen von Unterauftragnehmern 
     -  wenn vorgesehen - 

 
 
 

Name des Bieters 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nr. des Unterauftragnehmers gem. Verzeichnis der Unterauftragsnehmerleistungen: _______ 
 
 

Name des sich verpflichtenden Unternehmens 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ich / Wir verpflichte(n) mich / uns, im Falle der Auftragsvergabe dem o. g. Bieter mit den Fähigkeiten (Mittel / 
Kapazitäten) meines / unseres Unternehmens für die nachstehend genannten Teilleistungen zur Verfügung zu 
stehen. 
 
 

Beschreibung der Teilleistungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
…………………………………….., den ………………………. 
 
 
 
 
 
 
 
 

(Stempel und Unterschrift) 
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Bietergemeinschaft 
 

Erklärung der Bietergemeinschaft 
     - wenn vorgesehen - 

 
Wir, die nachstehend aufgeführten Firmen einer Bietergemeinschaft, 
 
geschäftsführendes Mitglied    ____________________________________________________________ 
 
Leistungsanteil  ____________________________________________________________ 
 
Mitglied  ____________________________________________________________ 
 
Leistungsanteil  ____________________________________________________________ 
 
Mitglied  ____________________________________________________________ 
 
Leistungsanteil  ____________________________________________________________ 
 
Mitglied  ____________________________________________________________ 
 
Leistungsanteil  ____________________________________________________________ 
 
 
erklären hiermit verbindlich, uns im Falle der Auftragserteilung zu einer Arbeitsgemeinschaft zusammen- 
zuschließen. 
 
Wir erklären, dass  

das oben bezeichnete geschäftsführende Mitglied der Bietergemeinschaft und späteren Arbeitsge-
meinschaft alle Mitglieder sowohl der Bieter- als auch der Arbeitsgemeinschaft gegenüber dem Auf-
traggeber rechtsverbindlich vertritt,  

 
das geschäftsführende Mitglied berechtigt ist, mit uneingeschränkter Wirkung für jedes Mitglied Erklä-
rungen entgegen- und Zahlungen anzunehmen und   

alle Mitglieder für die Erfüllung des Vertrages als Gesamtschuldner haften.  
 
 
________________________________________ _______________________________________ 

(Ort) (Datum) (Stempel und Unterschrift) 

________________________________________ _______________________________________ 
(Ort) (Datum) (Stempel und Unterschrift) 

________________________________________ _______________________________________ 
(Ort) (Datum) (Stempel und Unterschrift) 

________________________________________ _______________________________________ 
(Ort) (Datum) (Stempel und Unterschrift) 

 
Hinweis:  Wenn ein Mitglied einer Bietergemeinschaft selbst auch ein eigenes Angebot abgibt, bedingt dies   

regelmäßig den Ausschluss beider Angebote.  
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Mittel anderer Unternehmen 
 

Verpflichtungserklärung zur Verfügbarkeit 
von Mitteln anderer Unternehmen 

     - wenn vorgesehen - 
(ggf. von anderen Unternehmen (keine Unterauftragnehmer) auszufüllen und zu unterschreiben) 

 
 
 
 
Name des Unternehmens: 
_____________________________________________________________________ 
 
Zum Nachweis der Fachkunde und Leistungsfähigkeit des Bieters dieses Angebots (gem. § 47 Abs. 1 VgV)  
erklären wir Folgendes: 
 
Wir verpflichten uns, im Falle der Auftragsvergabe an den Bieter dieses Angebots diesem, die nachstehend  
benannten Mittel (Einrichtungen, Know-how usw.) zur Verfügung zu stellen: 
 
____________________________________________________________________________________________ 
 
____________________________________________________________________________________________ 
 
____________________________________________________________________________________________ 
 
____________________________________________________________________________________________ 
 
____________________________________________________________________________________________ 
 
 
 
 
…………………………………….., den ………………………. 
 
 
 
 
 
 
 
 

(Stempel und Unterschrift) 
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Schwarzarbeit / Mindestlohn 
 

Erklärung 
zu Verstößen gegen das Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit, 

das Arbeitnehmer-Entsendegesetz,  
das Aufenthaltsgesetz oder das Mindestlohngesetz 

     - zwingende Erklärung - 
 
 
 
Ich / Wir erkläre(n), dass weder das Unternehmen noch Angehörige des Unternehmens im Zusammenhang 
mit der Tätigkeit für das Unternehmen nach § 19 des Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit, nach § 21 
des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes wegen illegaler Beschäftigung von Arbeitskräften, nach § 98c des Auf-
enthaltsgesetzes oder gemäß § 19 Mindestlohngesetz mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten 
oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen oder einer Geldbuße von wenigstens 2.500 € belegt wor-
den sind. Straf- und Bußgeldverfahren wegen Verstoßes gegen die genannten Gesetze sind gegen uns nicht 
anhängig. 
 
 
 
 
 

 
Ich / wir bin / sind mir / uns bewusst, dass eine wissentlich falsche Angabe der vorstehenden Erklärung mei-
nen / unseren Ausschluss von weiteren Auftragserteilungen zur Folge hat. 
 
 
 
 
 
 
 
 
…………………………………….., den ………………………. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(Stempel und Unterschrift) 
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§ 123 Abs. 1 bis 4 GWB 
 

Erklärung zu § 123 Abs. 1 bis 4 GWB 
     - zwingende Erklärung - 

 
Wir erklären (gemäß § 123 Abs. 1 bis 3 GWB), dass keine Person, deren Verhalten dem Unternehmen zuzu-
rechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach:  
1) § 129 des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetzbuchs (Bildung 

terroristischer Vereinigungen), § 129b des Strafgesetzbuchs (kriminelle und terroristische Vereinigungen 
im Ausland),   

2) § 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer solchen Tat 
oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziel-
len Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a 
Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu begehen,   

3) § 261 des Strafgesetzbuchs (Geldwäsche, Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte),   
4) § 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union 

oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in deren Auftrag verwaltet werden,   
5) § 264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europä-

ischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in deren Auftrag verwal-
tet werden,   

6) § 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr), §§ 299a und 
299b des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im Gesundheitswesen),  

7) § 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern),   
8) den §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in Verbin-

dung mit § 335a des Strafgesetzbuchs (Ausländische und internationale Bedienstete),   
9) Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer Abge-

ordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr) oder   
10) den §§ 232, 232a Absatz 1 bis 5, den §§ 232b bis 233a des Strafgesetzbuches (Menschenhandel, 

Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, Ausbeutung der Arbeitskraft, Ausbeutung unter Ausnutzung einer Frei-
heitsberaubung).   

Einer Verurteilung oder der Festsetzung einer Geldbuße im Sinne des Absatzes 1 stehen eine Verurteilung 
oder die Festsetzung einer Geldbuße nach den vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gleich (Absatz 
2).  
Das Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist einem Unternehmen zuzurechnen, wenn diese Per-
son als für die Leitung des Unternehmens Verantwortlicher gehandelt hat; dazu gehört auch die Überwachung 
der Geschäftsführung oder die sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung (Absatz 3). 
 
Wir erklären ferner (§ 123 Abs. 4 GWB), dass  
1) unser Unternehmen seine Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozial-

versicherung nachgekommen ist und dies nicht durch eine rechtskräftige Gerichts- und bestandskräftige 
Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde oder   

2) die öffentlichen Auftraggeber auf sonstige geeignete Weise keine Verletzung einer Verpflichtung nach 
Nummer 1 nachweisen können.  

 
Ich / wir bin / sind mir / uns bewusst, dass eine wissentliche falsche Angabe der vorstehenden Erklärungen 
meinen / unseren Ausschluss von weiteren Auftragserteilungen zur Folge hat. 
 
 
…………………………………….., den ………………………. 
 
 
 
 

(Stempel und Unterschrift) 
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§ 124 Abs. 1 GWB 
 

Erklärung zu § 124 Abs. 1 GWB 
     - zwingende Erklärung - 

 
Wir erklären (§ 124 Abs. 1 GWB), dass folgende fakultativen Ausschlussgründe gegen uns nicht vorliegen: 
 
☐ Keiner der nachstehend benannten Sachverhalte trifft auf unser Unternehmen 

zu. (ankreuzen falls zutreffend)  
 
Sofern von folgenden Sachverhalten einzelne zutreffen, sind diese nachstehend anzukreuzen:  
☐ Das Unternehmen hat bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, 

sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen.   
☐ Das Unternehmen ist zahlungsunfähig, über das Vermögen des Unternehmens ist ein Insolvenzver-

fahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden, die Eröffnung eines solchen 
Verfahrens wurde mangels Masse abgelehnt, das Unternehmen befindet sich in einem Verfahren der 
Liquidation oder hat seine Tätigkeiten eingestellt.  

 
☐ Das Unternehmen hat im Rahmen seiner beruflichen Tätigkeit nachweislich eine schwere Verfehlung 

begangen, durch die die Integrität des Unternehmens infrage gestellt wird.  
 
☐ Das Unternehmen hat Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getroffen, die eine Verhinderung, 

Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken.   
Ich / wir bin / sind mir / uns bewusst, dass eine wissentliche falsche Angabe der vorstehenden Erklärungen 
meinen / unseren Ausschluss von weiteren Auftragserteilungen zur Folge hat. 
 
 
…………………………………….., den ………………………. 
 
 
 
 
 

(Stempel und Unterschrift) 
 
Der öffentliche Auftraggeber wird prüfen, ob unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßig-
keit, fakultative Ausschlussgründe gegen den Auftragnehmer vorliegen. 
 
Anmerkung: § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes, § 98c des Aufenthaltsgesetzes, § 19 des Mindestlohngesetzes und § 
21 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes bleiben unberührt (vgl. § 124 Abs. 2 GWB). 
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